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Finanzierung der beruflichen Ausbildung in der Pflege auf Grundlage  

der Vorschriften des Pflegeberufegesetzes; 

Berücksichtigung von Arbeitgeberlohnnebenkosten im Rahmen der Festlegung der 

Angemessenheit der Ausbildungsvergütung 

 

 

Die Pflegeausbildungsfonds Niedersachsen GmbH (zuständige Stelle) nimmt für das Land 

Niedersachsen durch Beleihung die Aufgaben als zuständige Stelle gemäß § 26 Abs. 4 

und 6 PflBG wahr. 

 

Zu den Aufgaben der zuständigen Stelle gehört u.a. auch die Festsetzung und Anerken-

nung der im Fondsverfahren berücksichtigungsfähigen Ausbildungsgehälter (vgl. §§ 27, 29 

Abs. 1 und 2 PflBG). 

 

Nach § 29 Abs. 2 Satz 4 2. Hs. PflBG können Mehrkosten der Ausbildungsvergütungen 

nicht als unangemessen beanstandet werden, soweit ihnen tarifvertraglich vereinbarte 

Ausbildungsvergütungen sowie entsprechende Vergütungen nach kirchlichen Arbeits-

rechtsregelungen zugrunde liegen. 
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Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung (PflAFinV) ha-

ben die Träger der praktischen Ausbildung der zuständigen Stelle bis zum 15. Juni des 

Festsetzungsjahres u. a. die erforderlichen Angaben zur Festsetzung der Ausbildungsbud-

gets nach Anlage 2 mitzuteilen. Nach Ziffer 7 der Anlage 2 ist dies die für das jeweilige 

Ausbildungsjahr vertraglich vorgesehene Ausbildungsvergütung je Auszubildender oder 

Auszubildendem sowie der Arbeitgeberbruttobetrag. Nach § 5 Abs. 3 S. 1 PflAFinV teilen 

die Träger der praktischen Ausbildung der zuständigen Stelle zwei Monate vor Zahlung der 

ersten Ausgleichszuweisung eine Aktualisierung dieser Angaben mit. 

 

§ 6 f. PflAFinV regelt das weitere Vorgehen, wenn ein Träger der praktischen Ausbildung 

der zuständigen Stelle unangemessen niedrige oder unangemessen hohe Ausbildungsver-

gütungen mitteilt. 

 

Die zuständige Stelle benötigt die Zahlen zur Festsetzung des Ausbildungsbudgets für je-

den Träger der praktischen Ausbildung und für die Ermittlung des gesamten Finanzie-

rungsbedarfs (§§ 8 f. PflAFinV). 

 

Aus den Vorschriften folgt für die Festsetzung des Ausbildungsbudgets, dass der Arbeitge-

berbruttobetrag refinanziert wird. 

Aufgrund unterschiedlicher Vergütungsstrukturen kann sich dieser Betrag bei den jeweili-

gen Trägern der praktischen Ausbildung differenziert zusammensetzen: Neben den übli-

chen Sozialversicherungsabgaben (insbesondere Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeits-

losenversicherung) ergeben sich teilweise zusätzliche Arbeitgeberlohnnebenkosten z. B. 

im Zusammenhang mit einer betrieblichen Altersversorgung (z. B. VBL, KZVK), für be-

triebsärztliche Untersuchungen oder für Nacht-, Feiertags- oder Wochenendzuschläge. Die 

erstattungsfähigen Arbeitgeberlohnnebenkosten bewegen sich daher nach den vorliegen-

den Zahlen zwischen etwa 20 % und 27,5 %. 

 

Bei der Ermittlung des Gesamtfinanzierungsbedarfs ist zu berücksichtigen, dass die durch-

schnittlichen Arbeitgeberlohnnebenkosten zwischen etwa 20 % und 27,5 % liegen werden.  
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Hierzu ist mit den Kassen als Kostenträgern abgestimmt worden, dass für die Ermittlung 

der Gesamtfinanzierung für das Ausbildungsjahr 2020 als fiktive Rechengröße ein Durch-

schnittswert über alle ausbildenden Einrichtungen in Höhe von 22,5 % für den Arbeitge-

berbruttoanteil zu berücksichtigen ist. 

 

Seitens der Kassen wurden überdies keine Bedenken erhoben, dass bei den ab April 2020 

zu leistenden Ausgleichszahlungen an die ausbildenden Einrichtungen, welche u.a. die 

Ausbildungsvergütungen enthalten, alle tarifbezogenen Entgeltbestandteile in der Refinan-

zierung berücksichtigt werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrage 

 

 

 

Dr. Steinwede 


